Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudtsache 2782 


Mündlidie Anfragen 

gemäß § 111 der Geschäftsordnung (Fragestunde) 
für die 165. Sitzung des Deutschen Bundestages 
am 24. Oktober 1956 


1, Abgeordneter Ist der Herr Bundespostminister bereit, im 
Hübner Fernsprechverkehr die unterschiedliche Berech- 

nung von Selbstwählverb indun gen und hand- 
vermittelten Verbindungen durch Herabset- 
zung der Mindestgesprächsdauer von 3 auf 
1 Minute für handvermittelte Verbindungen 
zu mildern, oder sind andere Maßnahmen 
beabsichtigt, um die gestörte Gebührenein- 
heit wiederherzustellen? 


2 , Abgeordneter 
Hübner 


3. Abgeordneter 
Dr. Rinke 


Wie ist der Stand der Arbeiten an dem Ent- 
wurf eines neuen Postgesetzes, das anstelle 
des geltenden Gesetzes über das Postwesen 
vom 28. Oktober 1871 treten soll und dessen 
Einbringung bereits in der 6§. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 23. Februar 1955 
in Aussicht gestellt wurde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Ufi-Liquidationsausschuß durch Vertrag vom 
21. April 1956 in Düsseldorf die Ufa-Theater- 
Gesellschaft mit 48 Filmtheatern in Düssel- 
dorf und den Ateliers in Berlin (Universum 
Film-AG Berlin) an eine Bankengruppe unter 
Führung der Deutschen Bank AG West und 
der Berliner Diskonto-Bank zu einem Preis 
von 12,5 Millionen DM verkauft hat, ohne 
daß dem Erfordernis des Gesetzes zur Ab - 
Wicklung und Entflechtung des ehemaligen 
reichseigenen Filmvermögens vom 5. Juni 1953 
(BGBL I S. 276), und zwar seines § 8 Abs. 3 
über die angemessene Berücksichtigung der 
berechtigten Interessen der Heimatvertriebenen 
und Flüchtlinge, Rechnung getragen wurde, 
obwohl auch der Herr Bundeskanzler die 
Notwendigkeit der Berücksichtigung der hei- 
matvertriebenen Theaterunternehmer bei der 
Reprivatisierung der Ufa verlangt hat (Druck- 
sache Nr. 2962 der 1. Wahlperiode S. 10 
Abs. 6)? 


Druds: Budi<lruds:erel Peter Meier, Bulsdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheirallee SC 
Telefon IS01 



4. Abgeordneter 
Dr. Bücher 


5. Abgeordnete 

Frau Dr. Ilk 


6. Abgeordneter 
Ladebeck 


7, Abgeordneter 
Seuffert 


8. Abgeordneter 
Amholz 


Sind die Auszüge aus dem Tagebuch des Herrn 
Dr. Otto Bräutigam, Ministerialdirigent und 
Leiter der Abteilung Ost im Bonner Auswär- 
tigen Amt, die in einer in diesem Jahr im 
Kongreßverlag erschienenen Broschüre wieder- 
gegeben sind, echt? 

Werden bei den neuen Bauten des Bundes, 
bei Wohnungsbauten, Regierungsgebäuden und 
Bauten für die Bundeswehr bereits die im 
Entwurf des Luftschutzgesetzes geforderten 
baulichen Maßnahmen durchgeführt? 

Ist dem Herrn Bundesinnenminister bekannt, 
daß es in zahlreichen Krankenhäusern üblich 
ist, Leichenöffnungen vorzunehmen ohne Zu- 
stimmung des Verstorbenen zu Lebzeiten und 
ohne Zustimmung seiner Angehörigen und 
ohne eine behördliche Anordnung irgend- 
welcher Art? 

Sind derartige Obduktionen rechtlich zulässig ? 

Steht der Herr Bundesfinanzminister zu seinen 
wiederholten Zusicherungen, daß er die Wün- 
sche der Stadt München bezüglich der umsatz- 
steuerlichen Behandlung des Münchener Im- 
porthandels, insbesondere durch Schaffung einer 
Freizone unterstützt? Ist ihm bekannt, daß im 
Gegensatz zu diesen Zusicherungen die der- 
zeitige verschärfte Umsatzsteuerhandhabung in 
München den Platz München auf das schwerste 
schädigt? Welche Maßnahmen gedenkt der 
Herr Bundesfinanzminister zu ergreifen? 

a) Ist dem Herrn Bundespostminister be- 
kannt, daß die Anbringung von „Haus- 
briefkästen” dadurch zu unliebsamen Erschei- 
nungen geführt hat, daß Sendungen mit 
klarer Bezeichnung des Empfängers in falsche 
Hausbriefkästen gesteckt und daß ferner 
Sendungen, für die die Kästen oder deren 
'Schlitze zu klein sind, einfach nur mit 
einer Ecke hineingesteckt und in solche 
großen Briefe Postkarten und kleine Briefe 
hineingefaltet wurden, so daß Unberufene 
sich die großen wie die kleinen Stücke an- 
eignen konnten? 

Hält der Herr Bundespostminister eine 
derartige „Zustellung”, die geradezu eine 
Herausforderung zur Verletzung des Brief- 
geheimnisses (Artikel 10 GG) darstellt, als 
mit den Pflichten der Bundespost vereinbar? 
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9. Abgeordneter 
Arnholz 


10, Abgeordneter 
Dr. Menzel 


b) Ist der Herr Bundespostminister bereit, 
Vorsoi;ge zu treffen, daß gegenüber den 
Benutzern der Bundespost durch die „Ratio- 
nalisierung” nicht wesentliche Minderlei- 
stungen eintreten, und daß bei der im 
Zuge dieser „Rationalisierung” vor genom- 
menen und etwa noch beabsichtigten Er- 
weiterung der Zustellbezirke nicht an die 
einzelnen Briefträger Anforderungen ge- 
stellt werden, die Anlaß zu Mangeln der 
in Rede stehenden Art geben? 

c) Ist der Herr Bundespostminister ferner 
bereit, nachdrücklich darauf hinzuweisen, 
daß Angehörige der Bundespost nicht be- 
rechtigt sind, Verschlüsse von den Schlit- 
zen der Hausbriefkästen eigenmächtig zu 
entfernen, und ist er bereit klarzustellen, 
daß die Zustellung in der bisherigen Weise 
zu erfolgen hat, wenn dies mit sachlicher 
Begründung gefordert wird? 


Sind die im Zusammenhang mit dem Butter- 
skandal, der im vergangenen Jahre großes 
Aufsehen erregte, eingeleiteten Verfahren in- 
zwischen abgeschlossen, oder wie viele schwe- 
ben ggf. noch? 

Welche Geld- und Freiheitsstrafen und weldie 
Nebenstrafen wurden rechtskräftig verhängt, 
und wegen welcher Straftatbestände? In wel- 
dien Fällen wurden Bewährungsfristen zuge- 
gebilligt, und in welcher Höhe? 

Wie viele Verfahren wurden ohne richterliches 
Urteil abgeschlossen, und in welcher Weise? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, das Verfahren bei Ausstellung von Ein- 
reisegenehmigungen an Bewohner der Ost- 
blodistaatcn abzukürzen, wenn diese ihre in 
der Bundesrepublik lebenden Verwandten be- 
suchen wollen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß z. B. 
das Außenministerium der Tschechoslowakei 
Ausreisegenehmigungen für tschechische Staats- 
angehörige auf einen bestimmten Zeitraum 
befristet, und daß diese Personen vielfach des- 
halb in Schwierigkeiten mit ihren Rcise- 
plänen kommen, weil das deutsche Visum 
nicht rechtzeitig eintrifft? 


3 



11. Abgeordneter 
Dr. Mommer 


12, Abgeordneter 
Dr. Menzel 


13. Abgeordneter 
Pusch 


14. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


Wie wird sich angesichts der jetzt vosgesehe- 
nen Zuschüsse des Bundes zum Bau von 
Wohnungen für SBZ-Flüchtlinge und ange- 
sichts der Entwicklung des Flüchtlingsstromes 
die Zahl der Lagerinsassen verändern, und wie 
lange wird der durchschnittliche Aufenthalt 
in Lagern dauern? 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die 
Durchführung eines Strafverfahrens wegen 
Landesverrats vor dem Bundesgerichtshof in 
Karlsruhe dadurch unmöglich gemacht hat, 
daß sie einigen Zeugen, die in ihren Diensten 
stehen, die Genehmigung zur Aussage ver- 
weigert hat, obwohl der Vorwurf des Landes- 
verrats von dem Bundeskanzler selbst in einer 
Kabinettsitzung im Oktober 1952 gegen den 
Beschuldigten erhoben worden ist? 

Stimmt es, daß die Bundesregierung sich in 
diesem Landesverratsverfahren durch das Ver- 
fassungsschutzamt der Hilfe eines ehemals 
führenden Mitgliedes der vom Bundesver- 
fassungsgericht verbotenen SRP bedient hat? 

Ist es richtig, daß die Bundeswehr bei Groß- 
sachsenheim im Kreise Ludwigsburg den Bau 
einer Basis 

a) für Düsenflugzeuge und 

b) für ferngelenkte Geschosse 
plant? 

Billigt es die Bundesregierung, daß solche 
Objekte in dichtbesiedelte Gebiete gelegt 
werden ? 

Weiß die Bundesregierung, daß den von 
weiteren Enteignungen bedrohten Bauern 
Großsachsenheims ihr von der ehemaligen 
Wehrmacht enteignetes Land noch nicht ganz 
bezahlt wurde? 

Ist cs richtig, daß nach den Richtlinien der 
NATO die Quartiere des Personals von 
Militärflugplätzen aus Sicherheitsgründen we- 
nigstens 7 km vom Flugplatz entfernt sein 
müssen? 

Ist dem Herrn Bundesverkehrsminister be- 
kannt, daß zwei im Landkreis Harburg er- 
scheinende Zeitungen im Zusammenhang mit 
der Berichterstattung über Streitigkeiten 
zwischen den Osthannoverschen Sisenbahnen 
und einer Hamburger Speditionsfirma von 
einem „Akt ungesetzlichen Drucks, wenn 
nicht sogar . . . Erpressung” berichtet haben, 
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15. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


16. Abgeordneter 
Schmidt 
(Hamburg) 


17. Abgeordneter 
Dr, Schellenberg 


an dem nach diesen Zeitungsberiditen sidi 
ein namentlich genannter Ministerialdirektor 
des Bundesverkehrsministeriums beteiligt haben 
soll? 

Weldies war das Ergebnis der vom Herrn 
Bundesinnenminister in der Fragestunde am 
7. Dezember 1955 zugesagten „umfassenden 
Überprüfung’’ verfassungsfeindlidier Äuße- 
rungen aus dem Kreise der sogenannten 
Abendländischen Aktion bzw. Abendländischen 
Akademie? 

Welches war das Ergebnis der vom Herrn 
Bundesinnenminister mir unter dem 23. Juni 
1956 zugesagten Vorbereitung einer Straf- 
verfolgung des Widar-Verlags Guido Roeder 
in Oberammergau wegen dessen antisemiti- 
schen Hetz-Pamphlets „Die kommende rote 
Diktatur” ? 

Weshalb hat der Herr Bundesfinanzminister 
nach Einbringung des Regierungsentwurfs 
eines Rentenversicherungsgesetzes ein Gut- 
achten eines Versicherungsmathematikers zu 
diesem Regierungsentwurf eingeholt? 


Bonn, den 19. Oktober 1956 



